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1. Planungsanlass 

Die Gemeinde Melbeck beabsichtigt ihre Funktion als attraktiver Gewerbestandort nachhaltig zu stär-

ken und weiterzuentwickeln. Der Gemeinderat hat im Juni 2023 im Rahmen der für die Legislaturperi-

ode 2021 – 2026 beschlossenen Arbeitspakete („Melbeck von morgen“) die Schaffung zusätzlicher Ge-

werbeflächen beschlossen. Ziel ist es, Gewerbebetrieben so verbesserte Entwicklungsperspektiven zu 

eröffnen. 

Anlass für die Aufstellung dieses Bebauungsplans ist die Neuordnung bestehender gewerblicher Nut-

zungen südlich der Kreisstraße 10 / „Zum Bahnhof“ und die Schaffung der planungsrechtlichen Voraus-

setzungen für ergänzende Gewerbeflächen. Insbesondere die Erschließung des Gewerbestandortes ist 

zu überprüfen und soll über einen gemeinsamen Knoten mit dem Gewerbestandort Rischpool nördlich 

der K 10 neu organisiert werden. 

Die Gemeinde Melbeck liegt verkehrsgünstig in der Nähe der Anschlussstelle Lüneburg-Süd der Bun-

desautobahn 39 und direkt an der Bundesstraße 4. Der geplante Standort für das Gewerbegebiet liegt 

zwischen den derzeit noch geteilten Grundzentren Embsen und Melbeck und bietet ansiedlungswilli-

gen Betrieben gute Standortvoraussetzungen in der Region. Relevante Erweiterungsmöglichkeiten und 

Flächen für Neuansiedlungen sind in den bestehenden Gewerbegebieten in Melbeck und der näheren 

Umgebung nicht gegeben.  

Bei dem Bebauungsplan handelt es sich um einen qualifizierten Bebauungsplan gem. § 30 Baugesetz-

buch (BauGB), welcher Regelungen zu Art und Maß der baulichen Nutzung detailliert festlegt. Der Be-

bauungsplan Nr. 36 wird im sog. Vollverfahren durchgeführt und durchläuft alle gesetzlich vorgesehe-

nen Beteiligungen. Der Öffentlichkeit und den betroffenen Behörden und sonstigen Trägern öffentli-

cher Belange wird in einer frühzeitigen Beteiligung (§ 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB) und der Beteili-

gung nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme zum Ent-

wurf des Bebauungsplanes gegeben. 

2. Lage des Plangebiets / Bestand 

Das Plangebiet befindet sich ungefähr 1,1 km westlich der Ortslage von Melbeck, direkt südlich der 

Kreisstraße 10 / „Zum Bahnhof“ (K 10) sowie östlich des Siedlungsbereichs am Bahnhof (Melbeck). Das 

ca. 2,2 ha große Plangebiet wird derzeit nur in Teilen als Gewerbefläche genutzt. Im mittleren Bereich 

des Plangebietes (Flurstück 9/238 und 9/239) befindet sich ein Gewerbebetrieb für Kunststoff und 

Gummispezialartikel. 

Der westliche Teil des Plangebiets (Flurstück 9/237) liegt überwiegend brach und wird temporär als 

Lagerfläche für den kommunalen Bauhof genutzt. Eine vorhandene Trafostation wurde jüngst auf dem 

Grundstück neu errichtet und befindet sich jetzt am nord-westlichen Rand des Plangebietes. Das alte 

Trafohäuschen soll Ende April 2026 abgebaut werden. 

Das östliche Plangebiet (Flurstück 9/240) ist durch Grünland geprägt und wird als Weidefläche mit 

Pferdehaltung genutzt. Dieses Gelände weist ein Gefälle von Norden nach Süden auf; im südöstlichen 

Bereich befindet sich ein Versickerungsbecken, das vermutlich auch aus den westlich angrenzenden 

Grundstücken gespeist wird.  
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Das Plangebiet ist bisher teilweise über eine Zufahrt von der K 10 zum Flurstück 9/238 des ansässigen 

Gewerbebetriebes erschlossen. Hierüber existiert ein Wegerecht zur Erschließung des westlichen 

Grundstücks (Flurstück 9/237). Die Weidefläche (Flurstück 9/240) hat derzeit keine gesicherte Erschlie-

ßung. 

Das Plangebiet wird von Waldflächen sowie landwirtschaftlich genutzten Ackerflächen umgeben. 

Nördlich der K 10 schließt sich das bestehende Gewerbegebiet Am Rischpool an. Westlich grenzt ein 

Wohngebiet mit Maßnahmenflächen für den Naturschutz an das Plangebiet an.  

Etwa 140 m südlich des Plangebietes befinden sich Teilflächen des FFH-Gebiets 071 „Ilmenau mit Ne-

benbächen“ (DE-2628-331), die im Rahmen der Umweltprüfung zu beachten sind.  

 

Abbildung 1: Luftbild mit Kennzeichnung des Plangebietes, o.M. (Quelle: LGLN 2024)  

2.1. Ziele der Raumordnung 

Nach § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. 

Maßgeblich für die raumordnerische Beurteilung ist derzeit das Regionale Raumordnungsprogramm 

(RROP) 2003 des Landkreises Lüneburg in der Fassung der 2. Änderung, da die Neuaufstellung des 

RROP 2025 bislang noch nicht rechtswirksam geworden ist. Das RROP 2025 wurde am 19.03.2026 vom 

Kreistag als Satzung beschlossen, seine Verbindlichkeit tritt jedoch erst mit Genehmigung und öffent-

licher Bekanntmachung ein. 

Im aktuell geltenden RROP 2003 ist das Plangebiet als Vorbehaltsgebiet Forstwirtschaft dargestellt (vgl. 

Abbildung 2). Südlich befindet sich ein Vorranggebiet Natura 2000 sowie ein Vorbehaltsgebiet Natur 

und Landschaft. Östlich des Plangebiets liegt zudem ein Vorranggebiet Trinkwassergewinnung. 
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Melbeck sowie die westlich angrenzende Gemeinde Embsen sind als Grundzentren festgelegt – dabei 

handelt es sich um ein geteiltes Grundzentrum für die beiden Gemeinden. Die an das Plangebiet an-

grenzende Kreisstraße ist als Hauptverkehrsstraße von regionaler Bedeutung dargestellt; parallel 

hierzu verläuft ein überregional bedeutsamer Wanderweg. 

Laut RROP 2003 werden Industrie- und Gewerbestandorte im Umfeld der Stadt Lüneburg als regional 

bzw. überregional bedeutsam eingeordnet. Hierzu zählt auch das Grundzentrum Melbeck, dem die 

Schwerpunktaufgabe der Sicherung und Entwicklung von Arbeitsstätten zugewiesen ist. Für diesen Be-

reich ist die Entwicklung gewerblicher Nutzungen vorgesehen; auch Angebote mit touristischer Aus-

richtung stehen im Einklang mit den raumordnerischen Zielsetzungen.  

Aufgrund der Lage des Plangebiets in einem Vorbehaltsgebiet für Forstwirtschaft sind bei der Planung 

die Belange der Forstwirtschaft sowie des Naturschutzes, der Landschaftspflege und des Umweltschut-

zes angemessen zu berücksichtigen.  

 

Abbildung 2: Ausschnitt aus dem RROP 2003, 2. Änderung, des Landkreises Lüneburg, hier o.M., Lage des Plan-

gebietes gekennzeichnet durch gelben Pfeil. (Quelle: Samtgemeinde Ilmenau) 

In der zeichnerischen Darstellung des zuletzt veröffentlichten Planstandes zur Neuaufstellung des 

RROP 2025 (Beschlussfassung, März 2026) ist das Plangebiet frei von Gebietsfestlegungen (siehe Ab-

bildung 3). Lediglich die an das Plangebiet angrenzenden Waldflächen sind als Vorbehaltsgebiet Wald 

dargestellt. Südlich ist ein Vorranggebet Biotopverbund sowie ein linienförmiges Vorranggebiet Natura 

2000 dargestellt. Südöstlich schließen Flächen an, die als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft aufgrund 

besonderer Funktionen sowie als Vorbehaltsgebiet landschaftsbezogene Erholung ausgewiesen sind; 

nördlich grenzt ein Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft aufgrund hohen Ertragspotenzials an.  
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Die verkehrliche Erschließung im Norden wird durch die Kreisstraße, dargestellt als Vorranggebiet 

Straße von regionaler Bedeutung, sowie durch die begleitenden Rad- und Wanderverbindungen, dar-

gestellt als Vorranggebiet regional bedeutsamer Wanderweg, hervorgehoben. 

Melbeck wird im RROP 2025 weiterhin als Grundzentrum festgelegt (alleiniges Grundzentrum), wel-

ches im Interesse einer leistungsfähigen Daseinsvorsorge mit tragfähigen Strukturen weiter zu stärken 

ist. Die Nachbargemeinde Embsen ist in der Beschlussfassung des RROP 2025 nicht mehr als Grund-

zentrum ausgewiesen. 

 

Abbildung 3: Ausschnitt aus dem RROP 2025 Beschlussfassung des Landkreises Lüneburg, hier o.M., Lage des 

Plangebietes gekennzeichnet durch gelben Pfeil. (Quelle: Samtgemeinde Ilmenau) 

Das RROP 2025 steht der vorliegenden Planung nicht entgegen.  

2.2. Wirksamer Flächennutzungsplan 

Das Plangebiet ist im wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) der Samtgemeinde Ilmenau in der Fassung 

der 27. Änderung vom April 2005 als Gewerbegebiet nach § 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO) dar-

gestellt. Im Nordwesten des Gebiets wird darüber hinaus eine Versorgungsfläche für Elektrizität dar-

gestellt (siehe Abbildung 4). Eine Änderung des Flächennutzungsplans ist nicht erforderlich, da der 

Geltungsbereich des Bebauungsplans vollständig innerhalb des im FNP dargestellten Gewerbegebiets 

liegt. 
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Abbildung 4: Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Samtgemeinde, 27. Änd. von 2005, o.M. 

(Quelle: Samtgemeinde Ilmenau) 

Östlich an das Plangebiet angrenzend werden in der 27. Änderung des Flächennutzungsplans Flächen 

für Wald dargestellt. Hier ist zudem ein Kulturdenkmal vermerkt (siehe ebenfalls Abbildung 4). Die 

westlich an das Plangebiet angrenzende Fläche (in der 27. FNP-Änderung als Wald dargestellt) wurde 

durch die 29. Änderung von 2010 zur Grünfläche / Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 

zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft geändert (ohne Abbildung). 

Nördlich der K 10 werden ebenfalls gewerbliche Bauflächen dargestellt (Gewerbegebiet Am Risch-

pool). 

2.3. Bestehende Bebauungspläne  

Für den Geltungsbereich dieses Bebauungsplans bestehen keine Bebauungspläne.  

Im Westen des Plangebietes grenzt der B-Plan Nr. 22 „Dorfstellsberg - West" aus dem Jahr 2019 an, 

welcher ein Allgemeines Wohngebiet ausweist. Die dort festgelegten Flächen für Maßnahmen zum 

Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft „A“ und „B“ grenzen direkt an das Plan-

gebiet an und liegen somit zwischen der Wohnbebauung und dem zukünftigen Gewerbegebiet. In der 

Maßnahmenfläche „A“ ist ein überwiegend aus heimischen Baum- und Straucharten bestehender Ge-

hölzbestand langfristig zu sichern. Die südliche Maßnahmenfläche „B“ dient dem Ausgleich für die In-

anspruchnahme von Sandtrockenrasen. Der zum Plangebiet hin vorhandene Gehölzbestand ist dabei 
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zu erhalten. Auf der gegenüberliegenden Seite der K 10 grenzt der B-Plan Nr. 11 „Gewerbegebiet“ aus 

dem Jahr 1991 an. Dieser weist an der Straße Am Rischpool ebenfalls ein Gewerbegebiet aus.  

Zudem wurde im Jahr 2024 ein Aufstellungsbeschluss für den B-Plan Nr. 35 „Südliche Erschließung des 

Industrie- und Gewerbegebietes Melbeck“ gefasst und um eine Veränderungssperre ergänzt. Die Ver-

änderungssperre läuft im Mai 2026 aus. Daneben existiert noch für diesen Bereich eine Vorkaufs-

rechtssatzung. 

2.4. Anbauverbotszone 

Das Plangebiet liegt an einer Kreisstraße außerhalb der Ortsdurchfahrt. Demnach gilt es, die Anbau-

verbotszone von 20 m einzuhalten.  

Nach § 24 Abs. 1 Niedersächsisches Straßengesetz (NStrG) dürfen außerhalb der Ortsdurchfahrten 

längs der Kreisstraßen Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 m, gemessen vom äußeren 

Rand der für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn nicht errichtet werden. Gleiches gilt für 

bauliche Anlagen im Sinne der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO), die über Zufahrten unmittel-

bar oder mittelbar angeschlossen werden sollen.  

2.5. Denkmalschutz / Archäologie  

Im Plangebiet sind keine archäologischen Denkmäler bekannt.  

In der östlich angrenzenden Waldfläche befindet sich laut des Denkmalatlas Niedersachsen eine 

Gruppe baulicher Anlagen gemäß §3 Abs. 3 S. 1 Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz (NDSchG). 

Dabei handelt es sich um mindestens drei Grabhügel, die als Kulturdenkmäler eingetragen sind. Auch 

in der daran südlich angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Fläche sind Anzeichen für weitere (ein-

geebnete) Grabhügel zu finden.  

Sollten während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist die 

Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der Fachbehörde zu 

sichern (siehe § 14 NDSchG).  

2.6. Wald 

Östlich und südlich angrenzend an das Plangebiet befinden sich Waldflächen. In Niedersachsen ist kein 

allgemein gesetzlich festgelegter Abstand zwischen Wald und Bebauung geregelt. Das Landes-Raum-

ordnungsprogramm Niedersachsen (LROP 2017) bestimmt jedoch, dass Waldränder von störenden 

Nutzungen und von Bebauung freigehalten werden sollen; in der Begründung wird hierzu ein Abstand 

von 100 m zum Waldrand als Orientierungswert genannt. In der Begründung des aktuell gültigen RROP 

(2003) für den Landkreis Lüneburg wird auf diesen Orientierungswert verwiesen. Darüber hinaus wird 

ein Mindestabstand von 30 m genannt. Dieser Mindestabstand zwischen Wald und Bebauung wird mit 

der maximalen ortsüblichen Endwuchshöhe begründet. In der Beschlussfassung des neuen RROP 

(2025), ist diese konkrete Vorgabe nicht mehr vorgesehen.  

Zur Verringerung des Waldbrandrisikos und zur Berücksichtigung der Waldfunktionen wird in diesem 

Bebauungsplan ein Schutzabstand vorgesehen. Dabei wird sich an dem im RROP 2003 genannten 

Richtwert von 30 m orientiert. Im vorliegenden Fall wird unter Abwägung aller Belange jedoch ein 

Abstand von 25 m zwischen Baugrenze und angrenzendem Wald festgesetzt, um zugleich eine 
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angemessene Bebaubarkeit der Grundstücke zu gewährleisten. Diese weitere Reduzierung des Wald-

abstandes kann damit begründet werden, dass der Waldrand zum Plangebiet bereits heute einen 

Waldweg bzw. Erschließungsweg für die südlich liegenden landwirtschaftlichen Flächen (Flurstück 

44/5) aufweist und somit bereits stark ausgelichtet ist.  

Darüber hinaus wird eine öffentliche Grünfläche festgesetzt (ÖG 1), siehe Kapitel 3.3. Dadurch bleibt 

die Biotopschutzfunktion der Übergangszone für freilebende Tiere und wildwachsende Pflanzen erhal-

ten, es wird so aber auch die Zugänglichkeit des südlich gelegenen Versickerungsbeckens gesichert.  

Auch zum angrenzenden Wald im Süd-Westen (Flurstück 9/86) wird der Waldabstand auf 25 m redu-

ziert, da hier bereits heute bauliche Anlagen (Schuppen, Lagergebäude) vorhanden sind und so eine 

wirtschaftliche Nutzung des Grundstücks ermöglicht werden soll. 

In den Gewerbegebieten sind innerhalb der festgesetzten Waldschutzstreifen von 25 Metern hoch-

bauliche Anlagen unzulässig. Die festgesetzten Baugrenzen berücksichtigen diesen Abstand. Zulässig 

sind hingegen Außenanlagen, Stellplätze oder Lagerflächen (für nicht brennbare Materialien). Unter 

Berücksichtigung der angeführten Rahmenbedingungen wird davon ausgegangen, dass ein Abstand 

von 25 m zwischen Waldrand und nächster Bebauung im vorliegenden Fall ausreichend ist.  

3. Städtebauliches Konzept 

Neben der Sicherung der Bestandsnutzung ist beabsichtigt, die planungsrechtlichen Voraussetzungen 

für neue Gewerbeflächen auf den westlichen (Flurstück 9/237) und östlichen Flächen (Flurstück 9/240) 

zu schaffen. Dafür soll eine leistungsfähige Erschließung des Gewerbestandortes von der Kreisstraße 

10 / „Zum Bahnhof“ (K 10) hergestellt und über einen gemeinsamen Knoten mit dem Gewerbestandort 

Rischpool nördlich der K 10 neu organisiert werden. Damit soll auch ein Beitrag zur Verkehrssicherheit 

und zur Geschwindigkeitsreduzierung geleistet werden.  

3.1. Art der baulichen Nutzung 

Vorgesehen ist die Festsetzung eines Gewerbegebiets (GE) gemäß § 8 BauNVO. Aufgrund der unmit-

telbaren Nachbarschaft zu bestehenden Wohnnutzungen soll die Gebietsentwicklung auf Betriebe aus-

gerichtet werden, die mit diesem Umfeld verträglich sind. Hierfür wird eine lärmtechnische Beschrän-

kung der gewerblichen Nutzung erforderlich werden. Eine lärmtechnische Untersuchung wird im wei-

teren Verfahren vorgelegt. 

Zur Vermeidung von Nutzungskonflikten ist vorgesehen, Betriebe und Anlagen auszuschließen, die ei-

nen Betriebsbereich im Sinne der Störfall-Verordnung (12. BImSchV) begründen oder Teil eines solchen 

Betriebsbereichs wären. Darüber hinaus ist beabsichtigt, die in Gewerbegebieten ausnahmsweise zu-

lässigen Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebs-

leiter auszuschließen. Auf diese Weise sollen mögliche Immissionskonflikte innerhalb des Gewerbege-

biets vermieden und die Flächen konsequent für gewerbliche Nutzungen gesichert werden.  

Weiterhin ist vorgesehen, Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke sowie 

Vergnügungsstätten auszuschließen. Gleiches gilt für Nachtlokale, Vorführ- und Geschäftsräume mit 

sexueller Zweckausrichtung, Swinger-Clubs, Bordelle und bordellartige Betriebe. Hierdurch sollen die 
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Flächen für produzierende, verarbeitende und dienstleistungsorientierte Gewerbebetriebe gesichert 

sowie negative Nachbarschaftswirkungen und Standortkonflikte vermieden werden. 

Einzelhandelsbetriebe und Verkaufsstellen sollen nur ausnahmsweise zulässig sein, sofern sie entwe-

der nicht zentrenrelevante Sortimente führen oder in einem unmittelbaren räumlichen und funktio-

nalen Zusammenhang mit einem im Gebiet ansässigen Produktions-, Handwerks- oder Dienstleistungs-

betrieb stehen und diesem räumlich untergeordnet sind. Damit soll die gewerbliche Prägung des Ge-

biets erhalten bleiben. 

Folgende textliche Festsetzungen sollen in den Regelungskatalog des B-Plans aufgenommen werden: 

1.1. In dem Gewerbegebiet sind nur solche Betriebe zulässig, die das Wohnen nicht wesentlich 

stören (Prüfung durch Lärmtechnische Untersuchung).  

1.2. In den Gewerbegebieten sind gem. § 1 Abs. 5 BauNVO folgende nach § 8 Abs. 2 BauNVO zu-

lässigen Nutzungen ausgeschlossen: 

a. Photovoltaik- und Windanlagen als eigenständige Hauptnutzung. 

b. Betriebe des Beherbergungsgewerbes (Unterart Gewerbebetriebe aller Art) 

c. Werbeanlagen für Fremdgewerbe (im Sinne eines eigenständigen Gewerbebetrie-

bes) 

d. Tankstellen, mit Ausnahme von Betriebstankstellen 

e. Anlage für sportliche Zwecke 

1.3. In den Gewerbegebieten sind gemäß § 1 Abs. 5 i.V.m. Abs. 9 BauNVO Einzelhandelsbetriebe 

ausgeschlossen:  

Ausnahmsweise sind Verkaufsstellen zulässig, wenn sie  

- nicht mit nahversorgungsrelevanten oder zentrenrelevanten Kernsortimenten handeln. 

Die Bestimmung der nahversorgungsrelevanten und zentrenrelevanten Sortimente er-

folgt im weiteren Verfahren. 

- in einem unmittelbaren räumlichen und funktionalen Zusammenhang mit einem Produk-

tions-, Dienstleistungs- oder Handwerksbetrieb stehen und diesem gegenüber in Grund-

fläche und Baumasse untergeordnet sind und eine Verkaufsfläche von 150 m² nicht über-

schreiten (Fabrikverkauf). 

Bei der Ermittlung der Geschossflächen sind die Flächen von Aufenthaltsräumen in Nicht-

vollgeschossen, einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume und einschließlich 

ihrer Umfassungswände gemäß § 20 Abs. 3 BauNVO ganz mitzurechnen. 

1.4. Anlagen, die der Störfall-Verordnung (12. BImSchV, Zwölfte Verordnung zur Durchführung des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes) unterliegen, sind nicht zulässig. 

1.5. In den Gewerbegebieten sind gem. § 1 Abs. 5 BauNVO folgende nach § 8 Abs. 3 BauNVO aus-

nahmsweise zulässige Nutzungen ausgeschlossen: 

a. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Be-

triebsleiter. 

b. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke  

c. Vergnügungsstätten, sowie Betriebe, deren beabsichtigte Nutzung auf die Aus-

übung sexueller Handlungen innerhalb der Betriebsflächen ausgerichtet ist oder 

bei denen die Darstellung und Ausübung sexueller Handlungen ein betriebliches 

Wesensmerkmal darstellt (Bordelle und bordellartige Betriebe), Wettbüros sowie 
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Spielhallen und ähnliche Unternehmen im Sinne von § 33 in der Gewerbeordnung 

(GewO), die der Aufstellung von Spielgeräten mit und ohne Gewinnmöglichkeiten 

dienen. 

3.2. Maß der baulichen Nutzung und Baugrenzen  

3.2.1. Grundflächenzahl 

Für das Gewerbegebiet wird die Grundflächenzahl (GRZ) auf 0,8 festgesetzt. Damit wird der gemäß 

§ 17 BauNVO für Gewerbegebiete geltende Orientierungswert für die Obergrenze der GRZ eingehal-

ten. Die Festsetzung der GRZ erfolgt entsprechend der städtebaulichen Zielvorstellung, gewerblichen 

Unternehmen ein adäquates Flächenangebot zu schaffen. Die Festsetzung der GRZ von 0,8 bietet Un-

ternehmen zudem die notwendige Flexibilität, größere Gebäude oder komplexe Produktionsanlagen 

zu errichten. Gleichzeitig bleibt bei der festgesetzten GRZ ausreichend Freifläche für eine innere Be-

grünung erhalten, wodurch ein harmonisches Einfügen der Baukörper in die Landschaft unterstützt 

wird. 

Eine zusätzliche Überschreitung der zulässigen GRZ nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO durch die Grund-

flächen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 

und baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die ein Baugrundstück lediglich unter-

baut wird, wird darüber hinaus ausgeschlossen.  

Insgesamt können so eine wirtschaftliche Ausnutzung in Verbindung mit einem angemessenen Anteil 

nicht überbauter, begrünter Flächen im Gewerbegebiet gewährleistet werden. 

3.2.2. Maximale Gebäudehöhe 

Für das Gewerbegebiet wird eine maximale Gebäudehöhe festgesetzt. Diese wird mit maximal 10 m 

über Gelände, bzw. über der Höhe des zugehörigen Straßenabschnittes festgesetzt. 

Als Orientierungsrahmen für diese Festsetzung gilt die maximal zulässige Firsthöhe von 10 m des an-

grenzenden Bebauungsplans „Dorfstellsberg – West“. Diese Höhe soll durch die Gebäude in dem Ge-

werbegebiet nicht überschritten werden.  

Ausnahmsweise können Überschreitungen der maximalen Gebäudehöhe für untergeordnete Bauteile 

oder technische Einrichtungen (z.B. Antennen, Schornsteine, Fahrstuhlschachtaufbauten) bis zu einer 

im weiteren Verfahren noch zu ermittelnden Höhe zugelassen werden. Ausnahmen dieser Art führen 

regelmäßig nicht zu relevanten Beeinträchtigungen der städtebaulichen Qualität. 

3.2.3. Baugrenzen 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen bestimmt. Es wird ein flächenhaftes Bau-

fenster festgesetzt, welches eine flexible Bebaubarkeit der Grundstücke ermöglicht und so Spielräume 

für die Anordnung der Baukörper zulässt.  

Zu den Grenzen des Geltungsbereichs sowie zur Planstraße wird grundsätzlich ein Abstand von 3 m 

eingehalten, sofern keine entgegenstehenden Regelungen, wie beispielsweise Anbauverbotszonen 

oder erforderliche Waldabstände, zu berücksichtigen sind. Gegenüber den angrenzenden Waldflächen 

ist zwischen Baugrenze und Wald ein Abstand von 25 m zu wahren (siehe Kapitel 2.5). 
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Zur nördlich gelegenen K 10 ist ein Abstand für bauliche Anlagen einzuhalten. Es gilt der nach § 24 Abs. 

1 Nr. 1 Niedersächsisches Straßengesetz (NStrG) festgelegte Mindestabstand von 20 m (Anbauverbots-

zone) (siehe Kapitel 2.4). 

Zusätzlich zu den festgesetzten Abständen der Baugrenzen greifen die Abstandsregelungen der nie-

dersächsischen Bauordnung (NBauO), wodurch bei hohen Gebäuden eventuell ein größerer Abstand 

notwendig wird. 

Weiteres folgt im Laufe des Verfahrens. 

3.3. Grünflächen und Bepflanzungen 

Im Osten des Plangebietes wird eine 10 m breite öffentlichen Grünfläche (ÖG 1) festgesetzt, die sich 

im Südosten aufweitet. Hier befindet sich das bestehende Versickerungsbecken. Die Festsetzung als 

ÖG 1 soll insbesondere die Erreichbarkeit und Bewirtschaftung des Versickerungsbeckens sicherstel-

len. Zusätzlich dient sie als Puffer zum Wald.  

Am Nordrand des Plangebiets soll zur K 10 eine 5 m breite öffentliche Grünflächen (ÖG 2) zum Erhalt 

und Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt werden, um den 

Eingriff in das Landschaftsbild zu minimieren und eine Eingrünung des Gewerbegebietes sicherzustel-

len. Dies betrifft auch den nördlichen Teil der östlichen Grünfläche (ÖG 1). Die festgesetzte Breite von 

5 m orientiert sich an den Regelungen des nördlich angrenzenden Bebauungsplans Nr. 11 „Gewerbe-

gebiet“. 

Weiteres folgt im Laufe des Verfahrens. 

3.4. Gestaltung 

Nach § 84 NBauO werden im weiteren Verfahren Festsetzungen zur äußeren Gestaltung getroffen. 

Durch die Festsetzungen soll eine Beeinträchtigung des Ortsbildes durch unabgestimmte Gestaltungs-

elemente vermieden und eine ansprechende Gestaltung der Bebauung gewährleistet werden.  

Im weiteren Verfahren sind zudem Regelungen zu Werbeanlagen vorzusehen. Diese sollen dazu bei-

tragen, Beeinträchtigungen des Ortsbildes durch Lage, Größe, Gestaltung und Häufung von Werbean-

lagen zu vermeiden.  

Weiteres folgt im Laufe des Verfahrens. 

4. Erschließung / Straßenverkehrsflächen 

4.1. Äußere Erschließung 

Die äußere Erschließung des Plangebiets soll über einen neu herzustellenden Knoten an der Kreis-

straße 10 (K 10) erfolgen. Die Anbindung ist etwa 65 m östlich der bisherigen Einfahrt zum bestehen-

den Gewerbegrundstück vorgesehen. Um zusätzliche Einfahrten an der Kreisstraße zu vermeiden, soll 

die Zufahrt gegenüber der bestehenden Einmündung zum Gewerbegebiet Rischpool verlegt werden. 

Der neue Knotenpunkt K 10 / Planstraße / Am Rischpool ist entsprechend auszubauen. Ein erster Ent-

wurf wurde durch das Ingenieurbüro Beußel GmbH erstellt und wird derzeit auf Arbeitsebene mit der 
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zuständigen Straßenbaubehörde abgestimmt (Vorentwurf Erschließung GWG, siehe Anlage 1). Die Er-

schließungsplanung wird im weiteren Verfahren fortgeschrieben und konkretisiert. Dabei kann sich die 

Notwendigkeit ergeben, den Geltungsbereich dieses B-Plans geringfügig nach Norden zu erweitern, 

um die Umsetzung der Erschließungsmaßnahmen vollständig planungsrechtlich in diesem B-Plan ab-

zusichern. 

4.2. Innere Erschließung 

Die innere Erschließung des Plangebietes erfolgt über eine neue Planstraße. Diese wird als öffentliche 

Straßenverkehrsfläche festgesetzt. Die Planstraße wird mit einer Breite von 10 m ausgebildet und als 

Stichstraße mit einer Wendeanlage mit einem Durchmesser von 24 m hergestellt. Damit soll die Er-

schließung aller Gewerbegrundstücke bis zum Flurstück (Flurstück 9/237) sowie die Befahrbarkeit für 

Ver- und Entsorgungsfahrzeuge und Einsatzfahrzeuge sichergestellt werden. 

Ergänzend wird eine Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (Fuß- und Radverkehr) zwischen 

Planstraße und K 10 festgesetzt, um eine zusätzliche Erschließung für den Fuß- und Radverkehr zu 

ermöglichen und eine sichere Anbindung des Gebiets für den nichtmotorisierten Verkehr zu gewähr-

leisten. 

5. Ver- und Entsorgung 

Im südöstlichen Teil des Plangebiets befindet sich ein Versickerungsbecken, welches vermutlich bereits 

zur Entwässerung der bestehenden Gewerbeflächen dient. Inwiefern die Gestaltung und Dimensionie-

rung des Regenrückhaltebeckens anzupassen ist, ist im weiteren Verfahren zu klären. 

Im Norden des Plangebiets befindet sich ein Pumpwerk, welches unter anderem das Gewerbegebiet 

Rischpool im Norden versorgt. 

Eine Entwässerungsplanung wird im weiteren Verfahren vorgelegt. 

Im Norden des Plangebiets verläuft entlang der Kreisstraße eine unterirdische Stromleitung, die unter 

anderem der Versorgung des nördlich angrenzenden Gewerbegebiets Am Rischpool dient. Hierfür 

wurde jüngst ein neues Trafogebäude im Nordwesten des Plangebiets errichtet. Dieses wir im Bebau-

ungsplan über eine Festsetzung gesichert. Die Leitungen werden planungsrechtlich durch die Festset-

zung einer Fläche mit Leitungsrechten gesichert. Auf eine Bebaubarkeit der nördlichen Gewerbefläche 

durch Gebäude wird hier bewusst verzichtet, um die Zugänglichkeit der Leitungen zu sichern. Eine Nut-

zung als Stellplatzfläche für die ansässigen Betriebe wird jedoch als sinnvoll erachtet. 

6. Altlasten 

Altlasten sind im Plangebiet zum aktuellen Zeitpunkt nicht bekannt.  

Im Zuge des Erwerbs des westlichen Grundstückes (Flurstück 9/237) durch die Gemeinde Melbeck 

wurde im Jahr 2021 eine Schadstoffuntersuchung (BFB GmbH, Lüneburg, 01.11.2021, siehe Anlage 2) 

durchgeführt. 

Im Ergebnis zeigten sich keine erheblichen Belastungen des Bodens, die eine Sanierung bzw. Kenn-

zeichnung belasteter Böden im Bebauungsplan erforderlich machen. 
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Auch ein Pestizidscreening (wegen der historischen Nutzung) ergab keinen Hinweis auf Belastungen 

des Grundwassers. 

7. Kampfmittel 

Nach durchgeführter Luftbildauswertung durch das LGLN (16.11.2022, siehe Anlage 3)) wird keine 

Kampfmittelbelastung vermutet. Ein Kampfmittelverdacht hat sich damit nicht bestätigt. 

Hinweis: Sollten bei Erdarbeiten andere Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Brandmunition, Minen 

etc.) gefunden werden, benachrichtigen Sie bitte umgehend die zuständige Polizeidienststelle, das 

Ordnungsamt oder den Kampfmittelbeseitigungsdienst des Landes Niedersachsens bei der RD Ha-

meln-Hannover des LGLN. 

8. Immissionsschutz 

Mögliche Immissionsschutzkonflikte aus dem Gewerbegebiet mit den umliegenden Nutzungen, insbe-

sondere der Wohnnutzung, sind im Laufe des weiteren Verfahrens zu prüfen. Hierbei ist auch der Ver-

kehrslärm in Bezug auf das Gewerbe zu betrachten.  

Die Erstellung einer Schalltechnischen Untersuchung erfolgt im weiteren Verfahren. 

9. Umweltprüfung 

9.1. Umfang und Detailierungsgrad der Umweltprüfung (Scoping) 

Im Vorwege war zu prüfen, ob das Planverfahren im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 

durchgeführt werden kann.  

Damit entfiele die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltprüfung. Eingriffe, die auf Grund der 

Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, gelten als vor der planerischen Entscheidung erfolgt 

oder zulässig. Ein Ausgleich wäre nicht erforderlich. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass das Vorha-

ben die gesetzlichen Kriterien für die Anwendung des § 13a BauGB erfüllt. Insbesondere muss ausge-

schlossen werden können, dass die in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB genannten Schutzgüter durch 

das Vorhaben beeinträchtigt werden. Hierunter fallen u.a. die Erhaltungsziele und der Schutzzweck 

der Natura-2000-Gebiete (u.a. FFH-Gebiete) im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes. 

In einer Entfernung von rd. 140 m zum Plangebiet befinden sich Teilflächen des FFH-Gebiets 071 

„Ilmenau mit Nebenbächen“ (DE-2628-331). Das Schutzgebiet umfasst ein verzweigtes Fließgewässer-

system in der Lüneburger Heide in Niedersachsen. Die Ilmenau entsteht südlich von Uelzen aus dem 

Zusammenfluss von Gerdau und Stederau und verläuft anschließend in nördlicher bis nordwestlicher 

Richtung durch das Uelzener Becken, die Ilmenauniederung, die Luheheide und die Elbmarschen, be-

vor sie bei Hoopte in die Elbe mündet. Große Teile des Gewässersystems entsprechen dem FFH-Le-

bensraumtyp der Fließgewässer mit flutender Wasservegetation. Prägend sind naturnahe Feuchtwäl-

der, insbesondere Erlen-Eschen-Auwälder sowie Eichen-Hainbuchenwälder. Am Mittellauf der 

Ilmenau gliedern zudem feuchte Hochstaudenfluren die Uferbereiche. Auf den in der Nähe des Vorha-

bens befindlichen Teilflächen kommen die Lebensraumtypen „Fließgewässer mit flutender 
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Wasservegetation“ (Typ 3260), „Alte bodensaure Eichenwälder auf Sandböden mit Stieleiche“ (Typ 

9190) und „Auenwälder mit Erle, Esche, Weide“ (Typ 91E0) vor.  

Der bedeutsame Teil des FFH-Gebiets wird durch das Naturschutzgebiet „Barnstedt-Melbecker Bach“ 

(NSG LÜ 280) gesichert1. 

Das Vorhaben liegt damit in relevanter Distanz zu einem Gebiet des Natura 2000-Netzes. Für Pläne, 

die potenziell zu erheblichen Beeinträchtigungen eines solchen Gebiets (FFH- oder EU-Vogelschutzge-

biet) führen können, ist gemäß den naturschutzrechtlichen Vorgaben eine Verträglichkeitsprüfung im 

Hinblick auf die dort festgelegten Erhaltungsziele durchzuführen. 

Da das Schutzgebiet nicht unmittelbar vom Vorhaben berührt wird und im näheren Umfeld bereits 

gewerbliche Nutzungen bestehen, wird zunächst eine FFH-Vorprüfung durchgeführt. Diese erfolgt 

i.d.R. auf Basis vorhandener Unterlagen und dient der Klärung, ob es prinzipiell zu erheblichen Beein-

trächtigungen eines Natura 2000-Gebietes kommen kann. 

Zur Erstellung der FFH-Vorprüfung werden derzeit u. a. folgende Punkte bearbeitet: 

• Beschreibung der Planung und seiner Wirkfaktoren 

• Beschreibung des Schutzgebietes und der Erhaltungsziele 

• Auswirkungen der Planungen auf die Erhaltungsziele 

• Gesamteinschätzung der Verträglichkeit 

Die Zwischenergebnisse sollen im Spätsommer 2026 vorliegen und werden in die weitere Bearbeitung 

mit einfließen.  

Die vertiefende FFH-Verträglichkeitsprüfung muss durchgeführt werden, wenn erhebliche Beeinträch-

tigungen des Gebietes nicht mit Sicherheit ausgeschlossen werden können. 

Die Abarbeitung der artenschutzrechtlichen Belange nach § 44 BNatSchG bleibt von der Verfahrensart 

nach BauGB unberührt. Hierfür ist ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zu erstellen, um zu prüfen, 

ob vorhabenbedingt gegen die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände verstoßen wird.  

Die relevanten Artengruppen, darunter u.a. Vögel, Fledermäuse sowie weitere Arten des Anhangs IV 

der FFH-Richtlinie, werden mithilfe einer Potenzialanalyse ermittelt. Diese erfolgt durch einen Abgleich 

der im Plangebiet und dem angrenzenden Umfeld vorhandenen Habitatstrukturen mit der bekannten 

Verbreitung sowie den ökologischen Ansprüchen der in Niedersachsen vorkommenden, planungsrele-

vanten Arten. Werden artenschutzrechtliche Konflikte festgestellt, so sind im Artenschutzrechtlichen 

Fachbeitrag geeignete Maßnahmen, insbesondere zur Vermeidung des Eintritts von Verbotstatbestän-

den sowie zur Sicherung der ökologischen Funktion des Lebensraumes im räumlichen Zusammenhang 

zu entwickeln.  

Ergänzend wird im Plangebiet derzeit eine Biotoptypenkartierung nach dem Kartierschlüssel für Bio-

toptypen in Niedersachsen (Drachenfels 2024) im Maßstab 1:1.000 durchgeführt, um zu prüfen, ob 

 
 

1 Verordnung über das Naturschutzgebiet „Barnstedt-Melbecker Bach“ in der Gemeinde Betzendorf, Samtgemeinde Amelin-

ghausen, und den Gemeinden Barnstedt, Embsen und Melbeck, Samtgemeinde Ilmenau, Landkreis Lüneburg, sowie 

der Gemeinde Bienenbüttel, Landkreis Uelzen vom 6.12.2007 
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dort nach § 29 BNatSchG geschützte Landschaftsbestandteile oder nach § 30 BNatSchG geschützte Bi-

otope vorkommen und von der Planung betroffen sind.  

Darüber hinaus sind potenzielle Auswirkungen auf die benachbarten Waldflächen zu beurteilen. Hier-

bei ist insbesondere zu prüfen, ob die Reduzierung der Abstände baulicher Anlagen auf 25 m zum 

Waldrand vertretbar und keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten sind. 

Nach Vorprüfung der möglichen Betroffenheiten des: 

• FFH-Gebiets „Ilmenau mit Nebenbächen“ (DE-2628-331), 

• Artenschutzes, 

• geschützter Biotope und Landschaftsbestandteiler sowie 

• angrenzender Waldflächen 

wurde entschieden, das Planverfahren als sog. Vollverfahren einschl. Umweltprüfung / Umweltbericht 

durchzuführen, um frühzeitig alle umweltrelevanten Themen zu ermitteln und in der Planung zu be-

rücksichtigen. Für die Eingriffsregelung erfolgt eine Bilanzierung der Eingriffe in Natur und Landschaft 

nach § 1a Abs. 3 BauGB in Anlehnung an die Arbeitshilfe des Niedersächsischen Städtetages (2013). 

Die berührten Fachbehörden werden gebeten, ggf. Hinweise zu (weiteren) Untersuchungsbedarfen zu 

geben. 

10. Flächen und Kosten 

10.1.  Flächen 

Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 2,2 ha. Davon entfallen auf: 

Gewerbegebiet 14.730 m² 

     davon: bebaubare Fläche 9.080 m²  

Straßenverkehrsfläche 4.721 m² 

     davon: Verkehrsflächen besond. Zweckbestimmung 72 m²  

Öffentliche Grünfläche 2.553 m² 

     davon: Versickerungsbecken 507 m²  

Gesamt 22.004 m² 
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10.2. Kosten 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans entstehen der Gemeinde Melbeck Kosten für die Planung 

und Realisierung der Baumaßnahmen.  

 

 

Melbeck, den ............................ 

 

............................................................ 

Rowohlt 

(Gemeindedirektor) 


